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Die EU und die Staaten der Östlichen Partnerschaft
Katrin Böttger1

Nachdem in der Nachbarschaft der EU in den vergangenen Jahren die Ereignisse und
Folgen des Arabischen Frühlings die Politik und die öffentliche Debatte dominierten, sind
die Beziehungen der EU zu ihren östlichen Nachbarn Armenien, Aserbaidschan, Belarus,
Georgien, Moldau und Ukraine, die seit 2009 im Rahmen der Östlichen Partnerschaft
geregelt sind, im vergangenen Jahr wieder stärker in den Fokus gerückt. Die Beziehungen
der EU zu den Staaten der Östlichen Partnerschaft waren durch die Vorbereitungen für den
Gipfel von Vilnius am 21./22. November 2013, seine Ergebnisse und Konsequenzen insbe-
sondere bezüglich der Ukraine-Krise geprägt.2 Die Östliche Partnerschaft setzt sich aus
einer Vielzahl bilateraler und multilateraler Instrumente zusammen. 

Die Entwicklungen der bilateralen Beziehungen
Elemente der bilateralen Beziehungen der EU mit den Staaten der Östlichen Partnerschaft
sind die Assoziierungsabkommen, die weitreichenden und umfassenden Freihandels-
abkommen (Deep and Comprehensive Free Trade Agreement, DCFTA) sowie die Abkom-
men zur Rückübernahme von Flüchtlingen und zur Visaerleichterung oder Visafreiheit bei
der Einreise in die EU.

Bis Juli 2013 verhandelten die EU und Armenien ein Assoziierungsabkommen und ein
DCFTA. Dieses konnte jedoch nicht paraphiert werden, da sich Armenien für den Beitritt
zur Zollunion und die geplante Eurasische Wirtschaftsunion mit Russland, Belarus und
Kasachstan entschied. Armeniens Beitritt soll spätestens zum 1. Januar 2015 erfolgen.

Mit Aserbaidschan wird seit Juli 2010 ein Assoziierungsabkommen verhandelt, aller-
dings ohne DCFTA. Dies hat zwei Gründe: Zum einen hat Aserbaidschan kein Interesse
daran, zum anderen wäre die noch ausstehende WTO-Mitgliedschaft hierfür eine notwen-
dige Voraussetzung. Im Jahr 2013 wurden ein Visumserleichterungsabkommen, ein Rück-
nahmeübereinkommen und eine Mobilitätspartnerschaft unterzeichnet, die voraussichtlich
Ende 2014 in Kraft treten sollen.

Die Beziehungen mit Belarus liegen seit Mitte der 1990er Jahre auf Eis. Im Jahr 2011
hat die EU Belarus Verhandlungen zu Visaerleichterungen und einem Rückübernahme-
abkommen angeboten, auf die Belarus aber nicht reagiert hat. Im Jahr 2012 hat der zustän-
dige EU-Kommissar den EU-Modernisierungsdialog zur stärkeren Einbindung der Zivil-
gesellschaft in alle Reformprozesse mit Belarus initiiert; das Land nimmt zudem an
einigen Programmen der multilateralen Dimension der Östlichen Partnerschaft teil.

Das Assoziierungsabkommen inklusive eines DCFTA mit Georgien wurde im Novem-
ber 2013 auf dem Vilnius-Gipfel paraphiert und am 27. Juni 2014 in Brüssel unterzeichnet.
Ein Visumserleichterungsabkommen und Rücknahmeübereinkommen trat im März 2011
in Kraft, der Dialog zur Abschaffung der Visapflicht läuft seit Juni 2012. Am 8. Juli 2014
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wurde Herbert Salber zum EU-Sondergesandten für den Südkaukasus und die Krise in
Georgien benannt. Die derzeitig schlechte wirtschaftliche Lage Georgiens führt zur
Ernüchterung gegenüber den eigenen Politikern, aber auch gegenüber der EU. Die seit
2012 amtierende georgische Regierung hat es bisher nicht geschafft, die Rechtsstaats-
defizite des Landes zu verringern und die hohe Arbeitslosigkeit zu senken. 

Nachdem im Mai 2013 nach langer Krise eine pro-europäische Regierung gewählt worden
war, wurde auch mit Moldau das Assoziierungsabkommen inklusive eines DCFTA im
November 2013 auf dem Vilnius-Gipfel paraphiert und am 27. Juni 2014 in Brüssel unter-
zeichnet. Ein Visumserleichterungsabkommen und Rücknahmeübereinkommen trat bereits
im Januar 2008 in Kraft. Im November 2013 schlug die Europäische Kommission die Auf-
hebung der Visumpflicht für die Bürger Moldaus vor und seit dem 28. April 2014 können
moldauische Staatsangehörige ohne Visum in die EU einreisen. Die Vertreter des Landes zei-
gen große Reformbereitschaft zur Implementierung der Abkommen mit der EU, allerdings
bleibt abzuwarten, ob die in der Frage recht gespaltene moldauische Bevölkerung diesen Weg
bei den Parlamentswahlen am 30. November 2014 stützen wird. Eine weitere Herausforde-
rung für Moldau sind die Beziehungen zu der Region Transnistrien, die ihre Unabhängigkeit
von Moldau einseitig erklärt hat. Durch die Ukraine-Krise und die von Transnistrien gestellte
Forderung nach einem Anschluss an Russland wurde die Lage weiter destabilisiert.3

Die Beziehungen der EU mit der Ukraine4 waren von der Verzögerung der Ratifizie-
rung des Assoziierungsabkommens zunächst durch die EU und dann durch die Ukraine
geprägt. Der politische Teil des Abkommens wurde von der Interimsregierung am
21. März 2014, das gesamte Abkommen durch den am 25. Mai 2014 gewählten ukraini-
schen Präsidenten Petro Poroschenko am 27. Juni 2014 unterzeichnet und am 16. Septem-
ber 2014 von dem ukrainischen und dem Europäischen Parlament ratifiziert. Ein Visums-
erleichterungsabkommen und Rücknahmeübereinkommen trat bereits im Januar 2008 in
Kraft; der Dialog zur Abschaffung der Visapflicht läuft seit November 2010.

Die unterschiedliche Entwicklung der drei erstgenannten (Armenien, Aserbaidschan,
Belarus) und der drei letztgenannten Staaten (Georgien, Moldau, Ukraine) beruht nicht in
erster Linie auf unterschiedlichen Transformationsgeschwindigkeiten, sondern auf unter-
schiedlichen Interessen der östlichen Nachbarstaaten. Aus diesem Grund wird immer
wieder die Forderung nach noch ausdifferenzierteren Instrumenten für die Zusammen-
arbeit laut. Insbesondere der Krieg in Georgien 2008 und die noch andauernde Ukraine-
Krise zeigen, dass sich die Beziehungen der EU zu der Region nicht auf ihre technische
Annäherungskomponente reduzieren lassen.

Die Entwicklung der multilateralen Beziehungen
Die größte Innovation der Östlichen Partnerschaft jenseits der Weiterführung der Entwick-
lung der Europäischen Nachbarschaftspolitik5 sind die multilateralen Instrumente, die auf
die Kooperation der Staaten untereinander abzielen. Dies ist aufgrund ihrer geographi-
schen und politischen Lage zueinander sinnvoll. Neben den Ländern der Östlichen Partner-
schaft6 nimmt auch Russland an multilateralen Projekten teil. Ein Beispiel für eine solche
Kooperation ist das Regionale Kommunikationsprogramm (2011-2014), das zum Ziel hat,
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die öffentliche Wahrnehmung der EU-Nachbarschaftspolitik zu steigern und zu verbes-
sern. Das Programm finanziert Weiterbildungskurse für Journalisten, die unter anderem
auch in Russland angeboten werden. Außerdem führt es in mehreren ENP-Ländern und in
Russland Stimmungsbarometer bezüglich der EU-Nachbarschaftspolitik durch.7 Weiterhin
nahm Russland am CIUDAD-Programm (2009-2013) teil, das lokalen Regierungen half,
den Städtebau nachhaltig zu gestalten und Kooperationen zwischen lokalen Akteuren in
der EU und den EU-Nachbarschaftsländern förderte.8 Im Bereich des Energieverbrauchs
im Bausektor bestand beispielsweise eine Kooperation zwischen Russland und der
Ukraine. Allerdings ist es nicht gelungen, Russland in die Formate über kleinere techni-
sche Kooperationen hinaus einzubinden.9

Die wichtigsten multilateralen Instrumente der Östlichen Partnerschaft sind die multi-
lateralen Plattformen zu vier Schwerpunktthemen, das Zivilgesellschaftliche Forum und
die Parlamentariergruppe Euronest. Als Querschnittsthemen werden im Rahmen der Öst-
lichen Partnerschaft sieben Vorreiterinitiativen behandelt.

Die multilateralen Plattformen zu vier Schwerpunktthemen
Die multilateralen Plattformen sind das Hauptwerkzeug der Östlichen Partnerschaft in den
vier Hauptgebieten der Kooperation zwischen den östlichen Partnern und der EU: Demo-
kratie, gute Regierungsführung und Stabilität; Wirtschaftliche Integration und Konvergenz
mit EU-Politiken; Energiesicherheit und People-to-people-Kontakte. Die Treffen finden
zweimal im Jahr statt und werden durch sektorale Ministertreffen unterstützt. Die Platt-
formen erstatten anschließend dem einmal jährlich stattfindenden Außenministertreffen
der Östlichen Partnerschaft Bericht.10

Das Zivilgesellschaftliche Forum kam zuletzt am 24./25. April 2014 in Prag zusammen.
Hauptthema der Veranstaltung war die Krise in der Ukraine. Hierzu verabschiedete das
Zivilgesellschaftliche Forum ein Memorandum, in dem es die NATO auffordert, sich
sicherheitspolitisch stärker zu engagieren, um einen militärischen Konflikt in Europa zu
verhindern und die demokratische Entwicklung in der Ukraine zu unterstützen.11

Die Parlamentariergruppe Euronest besteht aus Mitgliedern des Europäischen Parla-
ments (30) und Abgeordneten der nationalen Parlamente der Staaten der Östlichen Partner-
schaft (je 10 mit Ausnahme von Belarus). Neben jährlichen Treffen der Abgeordneten gibt
es ständige Komitees und Arbeitsgruppen. Nach der Einführung der Östlichen Partner-
schaft 2009 dauerte es drei Jahre bis zur ersten Sitzung von Euronest, da sich die Beteilig-
ten nicht über die Frage der Vertretung von Belarus in dem Gremium einigen konnten.12
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Ein jüngeres Element der multilateralen Kooperation im Rahmen der Östlichen Partner-
schaft ist das Business-Forum der Östlichen Partnerschaft. Es tagte zuletzt am 28. Novem-
ber 2013 in Vilnius und wurde von der Europäischen Investitionsbank (EIB), der litauischen
Ratspräsidentschaft und der litauischen Industriellenvereinigung mit wichtigen Vertretern
aus Wirtschaft und Politik organisiert. Themen des Forums waren die weitere Förderung
des Handels, ausländische Direktinvestitionen, die Unterstützung des KMU-Sektors sowie
die Schaffung von Infrastruktureinrichtungen. Die auf dem Forum verabschiedete Erklä-
rung unterstreicht insbesondere die Vorteile von Freihandelszonen und begrüßt umfang-
reiche Investitionen der EIB. Für die Zukunft werden neben der Weiterführung dieser
Elemente mehr bi- und multilaterale Kooperationen gefordert.

Ziel der sieben Vorreiterinitiativen der Östlichen Partnerschaft ist neben dem Fort-
schritt in den genannten Politikfeldern die Erhöhung der Multilateralität der Östlichen
Partnerschaft, um mit Hilfe diverser finanzieller (auch privater) Unterstützer gemeinsamen
„Schwung“, konkrete Substanz und mehr Sichtbarkeit der Partnerschaft zu erreichen. Die
Themen der sieben Vorreiterinitiativen lauten:
– Integriertes Grenzverwaltungsprogramm; 
– Fazilität für kleine und mittlere Unternehmen zur Förderung des Privatsektors; 
– Förderung regionaler Strommärkte, der Energieeffizienz und erneuerbarer Energieträger; 
– Entwicklung des südlichen Energiekorridors; 
– Zusammenarbeit bei der Katastrophenvorsorge und der Bewältigung natürlicher und

von Menschen verursachter Katastrophen;
– Initiative zur Unterstützung von Good Governance im Bereich Umweltschutz;
– Reform der Östlichen Partnerschaft.
Innerhalb dieser Themenbereiche werden konkrete Probleme identifiziert und anschlie-
ßend Lösungswege entwickelt. Beispielsweise wurden im Rahmen des Integrierten Grenz-
verwaltungsprogramms ausgewählte Grenzübergänge zwischen Ländern der Östlichen
Partnerschaft mit der benötigten Infrastruktur ausgestattet. Die Vorreiterinitiativen ver-
leihen der multilateralen Kooperation somit eine thematische Orientierung. Außerdem die-
nen sie dem Versuch der Konkretisierung der Zusammenarbeit in allen Kooperations-
formaten und fungieren als „best-practice-Projekte“.

Fazit und Ausblick
Die Zusammenarbeit im Rahmen der Östlichen Partnerschaft hat sich weiter verstetigt und
diversifiziert. Zugleich hat sie mit dem Gipfel von Vilnius zunächst in Fachkreisen und
durch die Krise in der Ukraine weltpolitische Bekanntheit erlangt. Die Entwicklungen in
der Ukraine haben unterstrichen, dass die Östliche Partnerschaft einer Neugestaltung
bedarf. Der nächste Meilenstein ist der für das Frühjahr 2015 geplante Gipfel der Östlichen
Partnerschaft in Riga während der lettischen Ratspräsidentschaft. Für die Neugestaltung
der Östlichen Partnerschaft und eine erfolgreiche europäische Ostpolitik trägt Russland als
außenpolitischer Akteur und – trotz der konfliktiven Beziehungen in der Ukraine-Krise –
Partner der EU und Deutschlands zentrale Bedeutung.
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